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Patientencharta (Bund - Wien) 

Langtitel 
Vereinbarung zur Sicherstellung der Patientenrechte (Patientencharta) 
StF: BGBl. I Nr. 42/2006 (NR: GP XXII RV 1268 AB 1294 S. 139. BR: AB 7490 S. 732.) 

Sonstige Textteile 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss der gegenständlichen Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG wird genehmigt. 

Ratifikationstext 
Die Vereinbarung tritt gemäß Art. 34 Abs. 1 mit 1. April 2006 in Kraft. 

Präambel/Promulgationsklausel 
Der Bund, vertreten durch die Bundesregierung, und das Land Wien, vertreten durch den 

Landeshauptmann, - im Folgenden Vertragsparteien genannt - kommen überein, gemäß Art. 15a B VG die 
nachstehende Vereinbarung zu schließen: 

Text 

Zielsetzung und Definition 

Artikel 1 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, im Rahmen ihrer Zuständigkeit in Gesetzgebung und 
Vollziehung dafür zu sorgen, dass die folgenden Patientenrechte sichergestellt sind. 

(2) Träger von Patientenrechten im Sinne dieser Vereinbarung ist jede Person, die Leistungen auf dem 
Gebiet des Gesundheitswesens in Anspruch nimmt oder ihrer auf Grund ihres Gesundheitszustandes bedarf. 

(3) Leistungen auf dem Gebiet des Gesundheitswesens werden durch freiberuflich tätige Angehörige der 
Gesundheitsberufe und Einrichtungen erbracht, die der Erhaltung und dem Schutz der Gesundheit, der 
Feststellung des Gesundheitszustandes, der Behandlung von Krankheiten, der Vornahme operativer Eingriffe, 
der Geburtshilfe sowie der Pflege und Betreuung von Kranken und Genesenden dienen. 

Abschnitt 1 
Grundsätzliches 

Artikel 2 

Die Persönlichkeitsrechte der Patienten und Patientinnen sind besonders zu schützen. Ihre Menschenwürde 
ist unter allen Umständen zu achten und zu wahren. 

Artikel 3 

Patienten und Patientinnen dürfen auf Grund des Verdachtes oder des Vorliegens einer Krankheit nicht 
diskriminiert werden. 

Abschnitt 2 
Recht auf Behandlung und Pflege 

Artikel 4 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die zweckmäßigen und angemessenen Leistungen auf dem 
Gebiet des Gesundheitswesens für alle Patienten und Patientinnen ohne Unterschied des Alters, des Geschlechts, 
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der Herkunft, des Vermögens, des Religionsbekenntnisses, der Art und Ursache der Erkrankung oder Ähnliches 
rechtzeitig sicherzustellen. 

(2) Durch die zuständige Gesetzgebung kann unter Beachtung der Verpflichtungen der Republik Österreich 
angeordnet werden, dass die Behandlung nichtösterreichischer Staatsangehöriger nur dann zu erfolgen hat, wenn 
die Kosten der Behandlung von den Patienten und Patientinnen oder einem Dritten getragen werden; dies gilt 
nicht in den Fällen drohender Lebensgefahr, unmittelbar bevorstehender Entbindung oder schwerer 
gesundheitlicher Schädigung, die eine sofortige Behandlung gebieten. 

Artikel 5 

(1) Die Leistungen auf dem Gebiet des Gesundheitswesens (Art. 4 Abs. 1) sind durch Krankenanstalten, 
ambulante Einrichtungen, Dienste der extramuralen medizinischen Betreuung einschließlich der 
Hauskrankenpflege sowie durch freiberuflich tätige Angehörige der Gesundheitsberufe und Apotheken 
sicherzustellen. Dies gilt insbesondere auch für die Betreuung psychisch Kranker. 

(2) Die Leistungen auf dem Gebiet des Gesundheitswesens sind auch auf den Gebieten der 
Gesundheitsförderung, der Vorsorge- und Arbeitsmedizin sowie der Rehabilitation und des Kurwesens 
sicherzustellen. 

(3) Die Kontinuität der Behandlung und Pflege ist durch organisatorische Maßnahmen zu wahren. 

Artikel 6 

(1) Die medizinisch gebotene, nach den Umständen des Einzelfalles jeweils mögliche notärztliche 
Versorgung, Rettung und Transport sind sicherzustellen. 

(2) Weiters ist die notwendige Versorgung mit Arzneimitteln und Medizinprodukten sicherzustellen. 

Artikel 7 

(1) Diagnostik, Behandlung und Pflege haben entsprechend dem jeweiligen Stand der Wissenschaften bzw. 
nach anerkannten Methoden zu erfolgen. Dabei ist auch der Gesichtspunkt der bestmöglichen Schmerztherapie 
besonders zu beachten. 

(2) Kann nach dem Anstaltszweck und dem Leistungsangebot einer Krankenanstalt eine dem jeweiligen 
Stand der medizinischen Wissenschaft entsprechende Versorgung eines Patienten oder einer Patientin nicht 
gewährleistet werden, ist sicherzustellen, dass der Patient oder die Patientin mit seiner bzw. ihrer Zustimmung in 
eine geeignete andere Krankenanstalt überstellt wird. 

(3) In Krankenanstalten hat die ärztliche Betreuung grundsätzlich auf fachärztlichem Niveau zu erfolgen. 

Artikel 8 

Die Vertragsparteien kommen überein, dass Leistungen im Bereich des Gesundheitswesens einer 
Qualitätskontrolle unterzogen und dem Stand der Wissenschaft entsprechend Qualitätssicherungsmaßnahmen 
gesetzt werden. 

Abschnitt 3 
Recht auf Achtung der Würde und Integrität 

Artikel 9 

(1) Die Privatsphäre der Patienten und Patientinnen ist zu wahren. 

(2) Bei der Aufnahme oder Behandlung mehrerer Patienten oder Patientinnen in einem Raum ist durch 
angemessene bauliche oder organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, dass die Intim- und die Privatsphäre 
gewahrt werden. 

(3) Insbesondere bei stationärer Aufnahme von Langzeitpatienten und -patientinnen ist dafür zu sorgen, 
dass eine vertraute Umgebung geschaffen werden kann. 

Artikel 10 

Die Organisations-, Behandlungs- und Pflegeabläufe in Kranken- und Kuranstalten sind soweit wie möglich 
dem allgemein üblichen Lebensrhythmus anzupassen. 

Artikel 11 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, dass klinische Prüfungen von Arzneimitteln, von Medizinprodukten 
sowie die Anwendung neuer medizinischer Methoden erst nach eingehender ethischer Beurteilung 
vorgenommen werden dürfen. 
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Artikel 12 

Die religiöse Betreuung stationär aufgenommener Patienten und Patientinnen ist auf deren Wunsch zu 
ermöglichen. 

Artikel 13 

(1) Gesundheitsbezogene Daten sowie sonstige Umstände, die aus Anlass der Erbringung von Leistungen 
im Bereich des Gesundheitswesens bekannt werden und an denen Patienten und Patientinnen ein 
Geheimhaltungsinteresse haben, unterliegen dem Datenschutzgesetz. 

(2) Ausnahmen sind nur in den im Datenschutzgesetz vorgesehenen Fällen zulässig. 

(3) Auskunfts- und Richtigstellungsrechte sind auch für Daten vorzusehen, die nicht automationsunterstützt 
verarbeitet werden. 

Artikel 14 

(1) Es ist sicherzustellen, dass im Rahmen stationärer Versorgung Besuche empfangen werden können und 
sonstige Kontakte gepflogen werden können. Weiters ist der Wunsch eines Patienten oder einer Patientin zu 
respektieren, keinen Besuch oder bestimmte Personen nicht empfangen zu wollen. 

(2) Es ist dafür zu sorgen, dass die Patienten und Patientinnen Vertrauenspersonen nennen können, die 
insbesondere im Fall einer nachhaltigen Verschlechterung des Gesundheitszustandes zu verständigen sind und 
denen in solchen Fällen auch außerhalb der Besuchszeit ein Kontakt mit den Patienten und Patientinnen zu 
ermöglichen ist. 

Artikel 15 

(1) In stationären Einrichtungen ist ein Sterben in Würde zu ermöglichen. Auch dabei ist dem Gebot der 
bestmöglichen Schmerztherapie Rechnung zu tragen. 

(2) Vertrauenspersonen der Patienten und Patientinnen ist Gelegenheit zum Kontakt mit Sterbenden zu 
geben. Andererseits sind Personen vom Kontakt auszuschließen, wenn der Sterbende dies wünscht. 

Abschnitt 4 
Recht auf Selbstbestimmung und Information 

Artikel 16 

(1) Patienten und Patientinnen haben das Recht, im Vorhinein über mögliche Diagnose- und 
Behandlungsarten sowie deren Risken und Folgen aufgeklärt zu werden. Sie haben das Recht auf Aufklärung 
über ihren Gesundheitszustand, weiters sind sie über ihre erforderliche Mitwirkung bei der Behandlung sowie 
eine therapieunterstützende Lebensführung aufzuklären. 

(2) Die Art der Aufklärung hat der Persönlichkeitsstruktur und dem Bildungsstand der Patienten und 
Patientinnen angepasst und den Umständen des Falles entsprechend zu erfolgen. 

(3) Ist eine Behandlung dringend geboten und würde nach den besonderen Umständen des Einzelfalles 
durch eine umfassende Aufklärung das Wohl des Patienten oder der Patientin gefährdet werden, so hat sich der 
Umfang der Aufklärung am Wohl des Patienten oder der Patientin zu orientieren. 

(4) Auf die Aufklärung kann von den Patienten und Patientinnen verzichtet werden; sie dürfen zu einem 
Verzicht nicht beeinflusst werden. 

(5) Patienten und Patientinnen sind im Vorhinein über die sie voraussichtlich treffenden Kosten zu 
informieren. 

Artikel 17 

(1) Patienten und Patientinnen dürfen nur mit ihrer Zustimmung behandelt werden. 

(2) Ohne Zustimmung darf eine Behandlung nur vorgenommen werden, wenn eine 
Willensbildungsfähigkeit der Patienten oder Patientinnen nicht gegeben ist und durch den Aufschub der 
Behandlung das Leben oder die Gesundheit der Patienten oder der Patientinnen ernstlich gefährdet würde. 

(3) Für Patienten und Patientinnen, die den Grund und die Bedeutung einer Behandlung nicht einsehen oder 
ihren Willen nach dieser Einsicht bestimmen können, ist sicherzustellen, dass eine Behandlung nur mit 
Zustimmung eines nach Maßgabe der Gesetze zu bestimmenden Vertreters und erforderlichenfalls mit 
Genehmigung des Gerichtes durchgeführt wird. 

(4) Ohne Zustimmung des Vertreters und allenfalls erforderlicher Genehmigung des Gerichtes darf eine 
Behandlung nur bei Gefahr in Verzug vorgenommen werden, wenn der mit der Einholung der Zustimmung oder 
der Genehmigung verbundene Zeitaufwand für den Patienten oder die Patientin eine Lebensgefahr oder die 
Gefahr einer schweren gesundheitlichen Schädigung bedeuten würde. 
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(5) Maßnahmen, die mit einer Beschränkung der persönlichen Freiheit oder sonstigen Eingriffen in die 
Persönlichkeitsrechte der Patienten und Patientinnen verbunden sind und ohne deren gültige Zustimmung 
vorgenommen werden, sind - sofern nicht der mit der Einholung der Zustimmung verbundene Aufschub mit 
Lebensgefahr oder mit der Gefahr einer schweren gesundheitlichen Schädigung für den Patienten oder die 
Patientin verbunden wäre - nur nach entsprechender Befassung des gesetzlichen Vertreters, erforderlichenfalls 
des Gerichtes, zulässig. 

Artikel 18 

Patienten und Patientinnen haben das Recht, im Vorhinein Willensäußerungen abzugeben, durch die sie für 
den Fall des Verlustes ihrer Handlungsfähigkeit das Unterbleiben einer Behandlung oder bestimmter 
Behandlungsmethoden wünschen, damit bei künftigen medizinischen Entscheidungen soweit wie möglich darauf 
Bedacht genommen werden kann. 

Artikel 19 

(1) Das Recht der Patienten und Patientinnen auf Einsichtnahme in die über sie geführte Dokumentation der 
diagnostischen, therapeutischen und pflegerischen Maßnahmen einschließlich allfälliger Beilagen, wie 
Röntgenbilder, ist sicherzustellen. 

(2) Einschränkungen sind nur insoweit zulässig, als sie auf Grund der besonderen Umstände des 
Einzelfalles zum Wohl des Patienten oder der Patientin unvermeidlich sind. Einem Vertreter des Patienten oder 
der Patientin kommt auch in einem solchen Fall ein uneingeschränktes Einsichtsrecht zu, sofern der Patient oder 
die Patientin dies nicht ausgeschlossen hat. 

Artikel 20 

(1) Niemand darf ohne seine ausdrückliche Zustimmung zu klinischen Prüfungen und zu Forschungs- und 
Unterrichtszwecken herangezogen werden. Die Zustimmung kann jederzeit widerrufen werden. 

(2) Die Verwendung personenbezogener Daten für medizinische Forschungszwecke bedarf der 
ausdrücklichen Zustimmung des Betroffenen. Dabei ist besonders zu achten, dass die aus dem Grundrecht auf 
Datenschutz erfließenden Rechte des Betroffenen gewahrt werden. 

Abschnitt 5 
Recht auf Dokumentation 

Artikel 21 

(1) Die notwendige Dokumentation der diagnostischen, therapeutischen und pflegerischen Maßnahmen ist 
sicherzustellen. Weiters ist die Aufklärung der Patienten und Patientinnen und ihre Zustimmung zur Behandlung 
oder die Ablehnung einer Behandlung zu dokumentieren. 

(2) Es ist sicherzustellen, dass in der Dokumentation auch Willensäußerungen der Patienten und 
Patientinnen festgehalten werden. 

(3) Willensäußerungen nach Abs. 2 können insbesondere Widersprüche gegen die Entnahme von Organen 
gemäß § 62a Krankenanstaltengesetz oder Willensäußerungen gemäß Artikel 18 sein. 

Artikel 22 

Patienten und Patientinnen haben das Recht, auf ihren Wunsch gegen angemessenen Kostenersatz 
Abschriften aus der Dokumentation zur Verfügung gestellt zu bekommen. Artikel 19 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

Abschnitt 6 
Besondere Bestimmungen für Kinder 

Artikel 23 

Die Aufklärung von Minderjährigen hat ihrem jeweiligen Entwicklungsstand entsprechend zu erfolgen. 

Artikel 24 

Eine Behandlung, die wegen Lebensgefahr oder Gefahr einer schweren gesundheitlichen Schädigung 
geboten ist, ist bei Gefahr im Verzug auch gegen den erklärten Willen des Erziehungsberechtigten 
durchzuführen, ansonsten ist die Genehmigung des Gerichtes einzuholen. 

Artikel 25 

(1) Unter Berücksichtigung der jeweiligen Gegebenheiten ist unmündigen Minderjährigen eine Begleitung 
durch eine Bezugsperson zu ermöglichen. 
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(2) Bei der stationären Aufnahme von unmündigen Minderjährigen bis zur Vollendung des 10. 
Lebensjahres ist auf Wunsch die Mitaufnahme einer Begleitperson zu ermöglichen. Sofern dies aus räumlichen 
Gründen nicht möglich ist, ist Bezugspersonen ein umfassendes Besuchsrecht einzuräumen, das lediglich aus 
zwingenden medizinischen oder organisatorischen Gründen eingeschränkt werden darf. 

(3) Bezugspersonen sollen auf ihren Wunsch soweit wie möglich an der Betreuung beteiligt werden. 

Artikel 26 

Einrichtungen, Abteilungen und Bereiche, die überwiegend der Behandlung von Minderjährigen dienen, 
sind altersgerecht auszustatten. 

Artikel 27 

(1) Soweit dies organisatorisch möglich ist, hat eine stationäre Aufnahme von unmündigen Minderjährigen 
getrennt von erwachsenen Patienten zu erfolgen. 

(2) Angehörige der Gesundheitsberufe, denen die Behandlung und Pflege von Minderjährigen obliegt, 
sollen durch ihre Ausbildung befähigt werden, auf die alters- und entwicklungsbedingten Bedürfnisse von 
Minderjährigen eingehen zu können. 

Artikel 28 

Die Träger von Krankenanstalten haben organisatorisch dafür vorzusorgen, dass schulpflichtigen Kindern 
bei einem längeren stationären Aufenthalt nach Maßgabe schulrechtlicher Bestimmungen Unterricht erteilt 
werden kann. 

Abschnitt 7 
Vertretung von Patienteninteressen 

Artikel 29 

(1) Zur Vertretung von Patienteninteressen sind unabhängige Patientenvertretungen einzurichten und mit 
den notwendigen Personal- und Sacherfordernissen auszustatten. Die unabhängigen Patientenvertretungen sind 
bei ihrer Tätigkeit weisungsfrei zu stellen und zur Verschwiegenheit zu verpflichten. Es ist ihnen die 
Behandlung von Beschwerden von Patienten und Patientinnen und Angehörigen, die Aufklärung von Mängeln 
und Missständen und die Erteilung von Auskünften zu übertragen. Patientenvertretungen können Empfehlungen 
abgeben. 

(2) Die unabhängigen Patientenvertretungen haben mit Patientenselbsthilfegruppen, die Patienteninteressen 
wahrnehmen, die Zusammenarbeit zu suchen. 

(3) Patienten und Patientinnen haben das Recht auf Prüfung ihrer Beschwerden und auf Vertretung ihrer 
Interessen durch die unabhängigen Patientenvertretungen. Sie sind vom Ergebnis der Überprüfung zu 
informieren. Die Inanspruchnahme der Patientenvertretungen ist für die Patienten und Patientinnen mit keinen 
Kosten verbunden. 

Artikel 30 

(1) Es ist sicherzustellen, dass unabhängigen Patientenvertretungen Gelegenheit geboten wird, vor 
Entscheidungen in grundlegenden allgemeinen patientenrelevanten Fragen ihre Stellungnahme abzugeben. Dies 
gilt insbesondere vor der Errichtung neuer stationärer und ambulanter Versorgungsstrukturen, für die öffentliche 
Mittel eingesetzt werden, für die Durchführung von Begutachtungsverfahren zu Gesetzes- und 
Verordnungsentwürfen sowie für grundlegende Planungsvorhaben. 

(2) Dachorganisationen von Patientenselbsthilfegruppen ist Gelegenheit zu geben, in 
Begutachtungsverfahren zu patientenrelevanten Gesetzes- und Verordnungsentwürfen gehört zu werden. 

Artikel 31 

(1) Die Vertragsparteien haben sicherzustellen, dass Informationen über Leistungen im Bereich des 
Gesundheitswesens für jedermann zur Verfügung stehen. 

(2) Es ist sicherzustellen, dass freiberuflich tätige Angehörige der Gesundheitsberufe und Träger von 
Einrichtungen im Bereich des Gesundheitswesens über ihre Leistungen in sachlicher Weise informieren. 
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Abschnitt 8 
Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen 

Artikel 32 

Im Zusammenhang mit der Haftung für Leistungen auf dem Gebiet des Gesundheitswesens dürfen 
Abweichungen vom Schadenersatzrecht und von allgemeinen Beweislast- und Gewährleistungsregeln im Sinne 
der Bestimmungen des ABGB nur zugunsten der Patienten und Patientinnen getroffen werden. 

Artikel 33 

Vergleichsgespräche vor ärztlichen Schlichtungsstellen und vergleichbaren Einrichtungen hemmen den 
Ablauf der Verjährung bis zum Verstreichen einer angemessenen Klagsfrist nach Abbruch des Verfahrens oder 
nach einer sonstigen, zuungunsten des Patienten oder der Patientin erfolgenden Beendigung des 
Schlichtungsverfahrens. 

Abschnitt 9 
Schlussbestimmungen 

Artikel 34 

In-Kraft-Treten 
(1) Diese Vereinbarung tritt mit dem Monatsersten nach Einlangen der Mitteilungen der Vertragsparteien 

beim Bundesministerium für Gesundheit und Frauen, dass die nach der Bundesverfassung bzw. nach der 
Verfassung des Landes Wien erforderlichen Voraussetzungen für das In-Kraft-Treten erfüllt sind, in Kraft. 

(2) Das Bundesministerium für Gesundheit und Frauen hat die Vertragsparteien in Kenntnis zu setzen, 
wenn die Mitteilungen nach Abs. 1 eingelangt sind. 

Artikel 35 

Durchführung 
Die Vertragsparteien verpflichten sich, die in ihre jeweiligen Kompetenzbereiche fallenden gesetzlichen 

Regelungen, die zur Durchführung dieser Vereinbarung erforderlich sind, zu erlassen. 

Artikel 36 

Abänderung 
Eine Abänderung dieser Vereinbarung ist nur schriftlich im Einvernehmen der Vertragsparteien möglich. 

Artikel 37 

Hinterlegung 
Diese Vereinbarung wird in einer Urschrift ausgefertigt. Die Urschrift wird beim Bundesministerium für 

Gesundheit und Frauen hinterlegt. Dieses hat dem Land Wien eine beglaubigte Abschrift der Vereinbarung zu 
übermitteln. 
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B-VG zum Schutz der persönlichen Freiheit 

Langtitel 
Bundesverfassungsgesetz vom 29. November 1988 über den Schutz der persönlichen Freiheit 
StF: BGBl. Nr. 684/1988 (NR: GP XVII RV 134 AB 667 S. 81. BR: AB 3596 S. 509.) 

Änderung 
BGBl. I Nr. 2/2008 (1. BVRBG) (NR: GP XXIII RV 314 AB 370 S. 41. BR: 7799 AB 7830 S. 751.) 

Sonstige Textteile 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Text 

Artikel 1 

(1) Jedermann hat das Recht auf Freiheit und Sicherheit (persönliche Freiheit). 

(2) Niemand darf aus anderen als den in diesem Bundesverfassungsgesetz genannten Gründen oder auf eine 
andere als die gesetzlich vorgeschriebene Weise festgenommen oder angehalten werden. 

(3) Der Entzug der persönlichen Freiheit darf nur gesetzlich vorgesehen werden, wenn dies nach dem 
Zweck der Maßnahme notwendig ist; die persönliche Freiheit darf jeweils nur entzogen werden, wenn und 
soweit dies nicht zum Zweck der Maßnahme außer Verhältnis steht. 

(4) Wer festgenommen oder angehalten wird, ist unter Achtung der Menschenwürde und mit möglichster 
Schonung der Person zu behandeln und darf nur solchen Beschränkungen unterworfen werden, die dem Zweck 
der Anhaltung angemessen oder zur Wahrung von Sicherheit und Ordnung am Ort seiner Anhaltung notwendig 
sind. 

Artikel 2 

(1) Die persönliche Freiheit darf einem Menschen in folgenden Fällen auf die gesetzlich vorgeschriebene 
Weise entzogen werden: 
 1. wenn auf Grund einer mit Strafe bedrohten Handlung auf Freiheitsentzug erkannt worden ist; 
 2. wenn er einer bestimmten, mit gerichtlicher oder finanzbehördlicher Strafe bedrohten Handlung 

verdächtig ist, 
 a) zum Zwecke der Beendigung des Angriffes oder zur sofortigen Feststellung des Sachverhalts, sofern 

der Verdacht im engen zeitlichen Zusammenhang mit der Tat oder dadurch entsteht, daß er einen 
bestimmten Gegenstand innehat, 

 b) um ihn daran zu hindern, sich dem Verfahren zu entziehen oder Beweismittel zu beeinträchtigen, 
oder 

 c) um ihn bei einer mit beträchtlicher Strafe bedrohten Handlung an der Begehung einer gleichartigen 
Handlung oder an der Ausführung zu hindern; 

 3. zum Zweck seiner Vorführung vor die zuständige Behörde wegen des Verdachtes einer 
Verwaltungsübertretung, bei der er auf frischer Tat betreten wird, sofern die Festnahme zur Sicherung 
der Strafverfolgung oder zur Verhinderung weiteren gleichartigen strafbaren Handelns erforderlich ist; 

 4. um die Befolgung einer rechtmäßigen Gerichtsentscheidung oder die Erfüllung einer durch das Gesetz 
vorgeschriebenen Verpflichtung zu erzwingen; 

 5. wenn Grund zur Annahme besteht, daß er eine Gefahrenquelle für die Ausbreitung ansteckender 
Krankheiten sei oder wegen psychischer Erkrankung sich oder andere gefährde; 

 6. zum Zweck notwendiger Erziehungsmaßnahmen bei einem Minderjährigen; 
 7. wenn dies notwendig ist, um eine beabsichtigte Ausweisung oder Auslieferung zu sichern. 

(2) Niemand darf allein deshalb festgenommen oder angehalten werden, weil er nicht in der Lage ist, eine 
vertragliche Verpflichtung zu erfüllen. 
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Artikel 3 

(1) Auf Grund einer mit Strafe bedrohten Handlung darf nur ein Gericht auf Freiheitsentzug erkennen. 

(2) Die Verhängung einer Freiheitsstrafe und die Festsetzung von Ersatzfreiheitsstrafen durch 
Verwaltungsbehörden dürfen jedoch vorgesehen werden, wenn das Ausmaß des angedrohten Freiheitsentzuges 
je sechs Wochen, soweit die Entscheidung einer unabhängigen Behörde obliegt, je drei Monate nicht übersteigt. 

(3) Wird eine Freiheitsstrafe nicht von einer unabhängigen Behörde verhängt oder eine Ersatzfreiheitsstrafe 
nicht von ihr festgesetzt, so muß die Anfechtung der Entscheidung bei einer solchen Behörde in vollem Umfang 
und mit aufschiebender Wirkung gewährleistet sein. 

Artikel 4 

(1) Eine Festnahme aus den Gründen des Art. 2 Abs. 1 Z 2 lit. b und c ist nur in Vollziehung eines 
begründeten richterlichen Befehls zulässig, der dem Betroffenen bei der Festnahme, spätestens aber innerhalb 
von 24 Stunden zuzustellen ist. 

(2) Bei Gefahr im Verzug sowie im Fall des Art. 2 Abs. 1 Z 2 lit. a darf eine Person auch ohne richterlichen 
Befehl festgenommen werden. Sie ist freizulassen, sobald sich ergibt, daß kein Grund zu ihrer weiteren 
Anhaltung vorhanden sei, sonst ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber vor Ablauf von 48 Stunden, dem 
zuständigen Gericht zu übergeben. 

(3) Eine dem Gericht übergebene Person ist ohne Verzug vom Richter zur Sache und zu den 
Voraussetzungen der Anhaltung zu vernehmen. 

(4) Eine Festnahme aus den Gründen des Art. 2 Abs. 1 Z 2 lit. b und c wegen des Verdachtes einer mit 
finanzbehördlicher Strafe bedrohten Handlung ist nur in Vollziehung einer begründeten Anordnung eines 
gesetzlich zur Ausübung richterlicher Funktionen ermächtigten Beamten zulässig. Jedoch darf bei Gefahr im 
Verzug sowie im Falle des Art. 2 Abs. 1 Z 2 lit. a eine Person auch ohne eine solche Anordnung festgenommen 
werden. Im übrigen gelten die Abs. 1 bis 3 mit der Maßgabe sinngemäß, daß der Festgenommene unverzüglich 
der zuständigen Finanzstrafbehörde zu übergeben ist. 

(5) Ein aus dem Grund des Art. 2 Abs. 1 Z 3 Festgenommener ist, wenn der Grund für die Festnahme nicht 
schon vorher wegfällt, unverzüglich der zuständigen Behörde zu übergeben. Er darf keinesfalls länger als 24 
Stunden angehalten werden. 

(6) Jeder Festgenommene ist ehestens, womöglich bei seiner Festnahme, in einer ihm verständlichen 
Sprache über die Gründe seiner Festnahme und die gegen ihn erhobenen Anschuldigungen zu unterrichten. Den 
sprachlichen Minderheiten bundesgesetzlich eingeräumte Rechte bleiben unberührt. 

(7) Jeder Festgenommene hat das Recht, daß auf sein Verlangen ohne unnötigen Aufschub und nach seiner 
Wahl ein Angehöriger und ein Rechtsbeistand von der Festnahme verständigt werden. 

Artikel 5 

(1) Wer auf Grund des Verdachtes einer mit gerichtlicher oder finanzbehördlicher Strafe bedrohten 
Handlung angehalten wird, hat das Recht auf Beendigung des Verfahrens, das wegen der gegen ihn erhobenen 
Anschuldigung eingeleitet worden ist, innerhalb angemessener Frist oder auf Freilassung während des 
Verfahrens. 

(2) Wenn gelindere Mittel ausreichen, ist vom Freiheitsentzug abzusehen. Wer wegen einer nicht mit 
schwerer Strafe bedrohten Handlung angehalten wird, um ihn daran zu hindern, sich dem Verfahren zu 
entziehen, ist jedenfalls freizulassen, wenn er eine vom Gericht oder von den gesetzlich zur Ausübung 
richterlicher Funktionen ermächtigten Beamten unter Bedachtnahme auf das Gewicht der ihm zur Last gelegten 
strafbaren Handlung, seine persönlichen Verhältnisse und das Vermögen des die Sicherheit Leistenden 
festgesetzte Sicherheit beistellt; zusätzliche gelindere Mittel zur Sicherung des Verfahrens sind zulässig. 

Artikel 6 

(1) Jedermann, der festgenommen oder angehalten wird, hat das Recht auf ein Verfahren, in dem durch ein 
Gericht oder durch eine andere unabhängige Behörde über die Rechtmäßigkeit des Freiheitsentzuges entschieden 
und im Falle der Rechtswidrigkeit seine Freilassung angeordnet wird. Die Entscheidung hat binnen einer Woche 
zu ergehen, es sei denn, die Anhaltung hätte vorher geendet. 

(2) Im Fall einer Anhaltung von unbestimmter Dauer ist deren Notwendigkeit in angemessenen Abständen 
durch ein Gericht oder durch eine andere unabhängige Behörde zu überprüfen. 

Artikel 7 

Jedermann, der rechtswidrig festgenommen oder angehalten wurde, hat Anspruch auf volle Genugtuung 
einschließlich des Ersatzes nicht vermögensrechtlichen Schadens. 
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Artikel 8 

(1) (Anm.: Durch Art. 2 § 1 Abs. 2 Z 20, BGBl. I Nr. 2/2008, als nicht mehr geltend festgestellt) 

(2) (Anm.: Durch Art. 2 § 1 Abs. 1 Z 14, BGBl. I Nr. 2/2008, als nicht mehr geltend festgestellt) 

(3) Die Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, bleibt 
unberührt. 

(4) (Anm.: Durch Art. 2 § 1 Abs. 3 Z 16, BGBl. I Nr. 2/2008, als nicht mehr geltend festgestellt) 

(5) Mit der Vollziehung dieses Bundesverfassungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut. 
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Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch  - Auszug  

 

III. Handlungs- und Entscheidungsfähigkeit 

§ 24. (1) Handlungsfähigkeit ist die Fähigkeit einer Person, sich im jeweiligen rechtlichen Zusammenhang 
durch eigenes Handeln zu berechtigen und zu verpflichten. Soweit nichts anderes bestimmt ist, setzt sie 
Entscheidungsfähigkeit voraus; im jeweiligen Zusammenhang können noch weitere Erfordernisse vorgesehen 
sein. 

(2) Entscheidungsfähig ist, wer die Bedeutung und die Folgen seines Handelns im jeweiligen 
Zusammenhang verstehen, seinen Willen danach bestimmen und sich entsprechend verhalten kann. Dies wird im 
Zweifel bei Volljährigen vermutet. 

 

§ 865. (1) Geschäftsfähigkeit ist die Fähigkeit einer Person, sich durch eigenes Handeln rechtsgeschäftlich 
zu berechtigen und zu verpflichten. Sie setzt voraus, dass die Person entscheidungsfähig ist und wird bei 
Volljährigen vermutet; bei Minderjährigen sind die §§ 170 und 171, bei Volljährigen ist der § 242 Abs. 2 zu 
beachten. 

(2) Ein bloß zu ihrem Vorteil gemachtes Versprechen kann jede Person annehmen. 

(3) Rechtsgeschäftliches Handeln von nicht geschäftsfähigen Volljährigen ist zur Gänze unwirksam, es sei 
denn, sie haben für das betreffende Rechtsgeschäft einen vertretungsbefugten Vorsorgebevollmächtigten oder 
Erwachsenenvertreter. In diesem Fall ist das rechtsgeschäftliche Handeln mit Genehmigung des Vertreters und 
gegebenenfalls auch des Gerichts wirksam. Abs. 2 und § 242 Abs. 3 bleiben unberührt. 

(4) Rechtsgeschäftliches Handeln von Minderjährigen unter sieben Jahren ist zur Gänze unwirksam. Bei 
anderen Minderjährigen ist das rechtsgeschäftliche Handeln mit Genehmigung ihres Vertreters und 
gegebenenfalls auch des Gerichts wirksam. Abs. 2 sowie die §§ 170 und 171 bleiben unberührt. 

(5) Bis die nach Abs. 3 und 4 erforderlichen Genehmigungen erteilt werden, ist der andere Teil an seine 
Vertragserklärung gebunden, er kann aber für die Erteilung der Genehmigung durch den Vertreter eine 
angemessene Frist setzen. 

 
Sechstes Hauptstück 

Von der Vorsorgevollmacht und der Erwachsenenvertretung 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

I. Teilnahme am Rechtsverkehr 

Selbstbestimmung 

§ 239. (1) Im rechtlichen Verkehr ist dafür Sorge zu tragen, dass volljährige Personen, die aufgrund einer 
psychischen Krankheit oder einer vergleichbaren Beeinträchtigung in ihrer Entscheidungsfähigkeit eingeschränkt 
sind, möglichst selbständig, erforderlichenfalls mit entsprechender Unterstützung, ihre Angelegenheiten selbst 
besorgen können. 

(2) Unterstützung kann insbesondere durch die Familie, andere nahe stehende Personen, 
Pflegeeinrichtungen, Einrichtungen der Behindertenhilfe und soziale und psychosoziale Dienste, Gruppen von 
Gleichgestellten, Beratungsstellen oder im Rahmen eines betreuten Kontos oder eines Vorsorgedialogs geleistet 
werden. 

Nachrang der Stellvertretung 

§ 240. (1) Die in § 239 Abs. 1 genannten Personen nehmen nur dann durch einen Vertreter am 
Rechtsverkehr teil, wenn sie dies selbst vorsehen oder eine Vertretung zur Wahrung ihrer Rechte und Interessen 
unvermeidlich ist. Sie können durch eine von ihnen bevollmächtigte Person (Vorsorgevollmacht) oder durch 
einen gewählten oder gesetzlichen oder gerichtlichen Erwachsenenvertreter vertreten werden. 
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(2) Soweit eine volljährige Person bei Besorgung ihrer Angelegenheiten entsprechend unterstützt wird oder 
selbst, besonders durch eine Vorsorgevollmacht, für deren Besorgung im erforderlichen Ausmaß vorgesorgt hat, 
darf für sie kein Erwachsenenvertreter tätig werden. 

Selbstbestimmung trotz Stellvertretung 

§ 241. (1) Ein Vorsorgebevollmächtigter oder Erwachsenenvertreter hat danach zu trachten, dass die 
vertretene Person im Rahmen ihrer Fähigkeiten und Möglichkeiten ihre Lebensverhältnisse nach ihren 
Wünschen und Vorstellungen gestalten kann, und sie, soweit wie möglich, in die Lage zu versetzen, ihre 
Angelegenheiten selbst zu besorgen. 

(2) Ein Vorsorgebevollmächtigter oder Erwachsenenvertreter hat die vertretene Person von beabsichtigten, 
ihre Person oder ihr Vermögen betreffenden Entscheidungen rechtzeitig zu verständigen und ihr die Möglichkeit 
zu geben, sich dazu in angemessener Frist zu äußern. Die Äußerung der vertretenen Person ist zu 
berücksichtigen, es sei denn, ihr Wohl wäre hierdurch erheblich gefährdet. 

Handlungsfähigkeit 

§ 242. (1) Die Handlungsfähigkeit einer vertretenen Person wird durch eine Vorsorgevollmacht oder eine 
Erwachsenenvertretung nicht eingeschränkt. 

(2) Soweit dies zur Abwendung einer ernstlichen und erheblichen Gefahr für die vertretene Person 
erforderlich ist, hat das Gericht im Wirkungsbereich der gerichtlichen Erwachsenenvertretung anzuordnen, dass 
die Wirksamkeit bestimmter rechtsgeschäftlicher Handlungen der vertretenen Person oder bestimmter 
Verfahrenshandlungen bei Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichten wie nach § 865 Abs. 3 und Abs. 5 
die Genehmigung des Erwachsenenvertreters und in den Fällen des § 258 Abs. 4 auch jene des Gerichts 
voraussetzt. Der Genehmigungsvorbehalt bleibt ungeachtet der Übertragung einer Erwachsenenvertretung im 
Sinn des § 246 Abs. 3 Z 2 bestehen; er ist vom Gericht aufzuheben, wenn er nicht mehr erforderlich ist. 

(3) Schließt eine volljährige Person, die nicht entscheidungsfähig ist, ein Rechtsgeschäft des täglichen 
Lebens, das ihre Lebensverhältnisse nicht übersteigt, so wird dieses – sofern in diesem Bereich kein 
Genehmigungsvorbehalt nach Abs. 2 angeordnet wurde – mit der Erfüllung der sie treffenden Pflichten 
rückwirkend rechtswirksam. 

II. Auswahl und Dauer der Vertretung 
Eignung 

§ 243. (1) Als Vorsorgebevollmächtigter und Erwachsenenvertreter darf nicht eingesetzt werden, wer 
 1. schutzberechtigt im Sinn des § 21 Abs. 1 ist, 
 2. eine dem Wohl der volljährigen Person förderliche Ausübung der Vertretung nicht erwarten lässt, etwa 

wegen einer strafgerichtlichen Verurteilung, oder 
 3. in einem Abhängigkeitsverhältnis oder in einer vergleichbar engen Beziehung zu einer Einrichtung 

steht, in der sich die volljährige Person aufhält oder von der diese betreut wird. 

(2) Eine Person darf nur so viele Vorsorgevollmachten und Erwachsenenvertretungen übernehmen, wie sie 
unter Bedachtnahme auf die damit verbundenen Pflichten, insbesondere jene zur persönlichen Kontaktaufnahme, 
ordnungsgemäß besorgen kann. Insgesamt darf eine Person – ausgenommen ein Erwachsenenschutzverein (§ 1 
ErwSchVG) – nicht mehr als 15 Vorsorgevollmachten und Erwachsenenvertretungen übernehmen. Ein Notar 
(Notariatskandidat) oder Rechtsanwalt (Rechtsanwaltsanwärter) kann diese Anzahl überschreiten, wenn er 
aufrecht in der Liste von zur Übernahme von Vorsorgevollmachten und gerichtlichen Erwachsenenvertretungen 
besonders geeigneten Rechtsanwälten oder Notaren eingetragen ist. 

(3) Mehrere Erwachsenenvertreter können für eine Person nur mit jeweils unterschiedlichem 
Wirkungsbereich eingesetzt und im Österreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis eingetragen werden. 

Erwachsenenvertreter-Verfügung 

§ 244. (1) Eine Person kann in einer Erwachsenenvertreter-Verfügung jemanden bezeichnen, der für sie als 
Erwachsenenvertreter tätig oder nicht tätig werden soll. Die verfügende Person muss hierfür fähig sein, die 
Bedeutung und Folgen einer Erwachsenenvertretung sowie der Verfügung in Grundzügen zu verstehen, ihren 
Willen danach zu bestimmen und sich entsprechend zu verhalten. 

(2) Die Erwachsenenvertreter-Verfügung muss schriftlich vor einem Notar, Rechtsanwalt oder Mitarbeiter 
eines Erwachsenenschutzvereins errichtet und im Österreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis eingetragen 
werden. Hegt die eintragende Person Bedenken gegen das Vorliegen der Entscheidungsfähigkeit der 
verfügenden Person, so hat sie die Eintragung abzulehnen und bei begründeten Anhaltspunkten für eine 
Gefährdung des Wohles der volljährigen Person unverzüglich das Pflegschaftsgericht zu verständigen. 

(3) Die verfügende Person kann die Erwachsenenvertreter-Verfügung jederzeit widerrufen. Der Widerruf 
muss von einem Notar, Rechtsanwalt oder Mitarbeiter eines Erwachsenenschutzvereins im Österreichischen 
Zentralen Vertretungsverzeichnis eingetragen werden. Die Eintragung hat auf Verlangen der vertretenen Person 
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zu erfolgen. Für den Widerruf genügt es, dass die verfügende Person zu erkennen gibt, dass die Verfügung nicht 
mehr gelten soll. Auf diese Möglichkeiten kann sie nicht verzichten. 

Beginn und Fortbestand 

§ 245. (1) Eine Vorsorgevollmacht ist wirksam, wenn und soweit der Eintritt des Vorsorgefalls im 
Österreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis eingetragen ist. 

(2) Eine gewählte oder gesetzliche Erwachsenenvertretung entsteht mit ihrer Eintragung im 
Österreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis. 

(3) Eine gerichtliche Erwachsenenvertretung entsteht mit der Bestellung durch das Gericht. 

(4) Solange die Vertretungsbefugnis eines Vorsorgebevollmächtigten oder Erwachsenenvertreters im 
Österreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis eingetragen ist, besteht sie fort, auch wenn die vertretene 
Person im Wirkungsbereich ihres Vertreters handlungsfähig ist oder ihre Handlungsfähigkeit erlangt. 

Änderung, Übertragung und Beendigung 

§ 246. (1) Die Vertretungsbefugnis des Vorsorgebevollmächtigten oder des Erwachsenenvertreters endet 
 1. mit dem Tod der vertretenen Person oder ihres Vertreters, 
 2. durch gerichtliche Entscheidung, 
 3. durch die Eintragung des Widerrufs oder der Kündigung einer Vorsorgevollmacht oder des Wegfalls des 

Vorsorgefalls im Österreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis, 
 4. durch die Eintragung des Widerrufs oder der Kündigung einer gewählten Erwachsenenvertretung im 

Österreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis, 
 5. bei einer gesetzlichen Erwachsenenvertretung durch die Eintragung des Widerspruchs der vertretenen 

Person oder ihres Vertreters im Österreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis oder mit dem Ablauf 
von drei Jahren, sofern sie nicht zuvor erneut eingetragen wird, oder 

 6. bei einer gerichtlichen Erwachsenenvertretung spätestens mit dem Ablauf von fünf Jahren nach 
Beschlussfassung erster Instanz über die Bestellung, sofern sie nicht erneuert wird; die Änderung oder 
Übertragung der Erwachsenenvertretung verlängert diese Frist nicht. 

Für den Widerruf oder den Widerspruch der vertretenen Person genügt es, wenn sie zu erkennen gibt, dass sie 
nicht mehr vertreten sein will. Auf diese Möglichkeiten kann sie nicht verzichten. Die Eintragung des Widerrufs 
oder des Widerspruchs hat auf Verlangen der vertretenen Person oder ihres Vertreters zu erfolgen. 

(2) Für die Änderung der Vertretungsbefugnis des Vorsorgebevollmächtigten oder Erwachsenenvertreters 
gilt § 245 sinngemäß. 

(3) Das Gericht hat 
 1. die Beendigung der Vorsorgevollmacht oder der gewählten oder gesetzlichen Erwachsenenvertretung 

anzuordnen und erforderlichenfalls einen gerichtlichen Erwachsenenvertreter zu bestellen, wenn der 
Vertreter nicht oder pflichtwidrig tätig wird oder es sonst das Wohl der vertretenen Person erfordert; 

 2. die gerichtliche Erwachsenenvertretung einer anderen Person zu übertragen, wenn der Vertreter 
verstorben ist, nicht die erforderliche Eignung aufweist oder durch die Vertretung unzumutbar belastet 
wird oder es sonst das Wohl der vertretenen Person erfordert; 

 3. die gerichtliche Erwachsenenvertretung zu beenden, wenn die übertragene Angelegenheit erledigt ist 
oder die Voraussetzungen für die Bestellung nach § 271 weggefallen sind; betrifft dies nur einen Teil 
der Angelegenheiten, so ist der Wirkungsbereich insoweit einzuschränken. Erforderlichenfalls ist die 
gerichtliche Erwachsenenvertretung zu erweitern. 

(4) § 178 Abs. 3, § 183 Abs. 2 und § 1025 gelten sinngemäß. 

III. Besondere Rechte und Pflichten des Vertreters 
Kontakte 

§ 247. Ein Erwachsenenvertreter hat mit der vertretenen Person in dem nach den Umständen des Einzelfalls 
erforderlichen Ausmaß persönlichen Kontakt zu halten. Sofern ihm nicht ausschließlich Angelegenheiten 
übertragen worden sind, deren Besorgung vorwiegend Kenntnisse des Rechts oder der Vermögensverwaltung 
voraussetzen, soll der Kontakt mindestens einmal im Monat stattfinden. 

Verschwiegenheitspflicht 

§ 248. (1) Ein Vorsorgebevollmächtigter oder Erwachsenenvertreter ist, außer gegenüber dem 
Pflegschaftsgericht, zur Verschwiegenheit über alle ihm in Ausübung seiner Funktion anvertrauten oder bekannt 
gewordenen Tatsachen verpflichtet. 

(2) Ein Vorsorgebevollmächtigter oder Erwachsenenvertreter hat aber auf entsprechende Anfrage hin dem 
Ehegatten, eingetragenen Partner oder Lebensgefährten sowie den Eltern und Kindern der vertretenen Person 
über deren geistiges und körperliches Befinden und deren Wohnort sowie über seinen Wirkungsbereich 
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Auskunft zu erteilen. Dies gilt nicht, soweit die vertretene Person etwas anderes verfügt hat, oder zu erkennen 
gibt, dass sie eine solche Auskunftserteilung nicht will, oder diese ihrem Wohl widerspricht. 

(3) Ein Vorsorgebevollmächtigter oder Erwachsenenvertreter ist weiters nicht zur Verschwiegenheit 
verpflichtet, soweit 
 1. ihn davon die insoweit entscheidungsfähige vertretene Person entbunden hat, 
 2. die vertretene Person zur Offenlegung verpflichtet ist oder 
 3. die Offenlegung zur Wahrung ihres Wohles erforderlich ist. 

Haftung und Aufwandersatz 

§ 249. (1) Ein Vorsorgebevollmächtigter oder Erwachsenenvertreter haftet der vertretenen Person für jeden 
durch sein Verschulden verursachten Schaden. Das Gericht kann die Ersatzpflicht insoweit mäßigen oder ganz 
erlassen, als sie den Vertreter unter Berücksichtigung aller Umstände, insbesondere des Grades des Verschuldens 
oder seines besonderen Naheverhältnisses zur vertretenen Person, unbillig hart träfe. 

(2) Die zur zweckentsprechenden Ausübung der Vertretung notwendigen Barauslagen, die tatsächlichen 
Aufwendungen und die angemessenen Kosten einer zur Deckung der Haftung nach Abs. 1 abgeschlossenen 
Haftpflichtversicherung sind dem gewählten und gesetzlichen Erwachsenenvertreter von der vertretenen Person 
zu erstatten, soweit sie nach gesetzlichen Vorschriften nicht unmittelbar von Dritten getragen werden; ist der 
einzelne Nachweis dem Erwachsenenvertreter nicht zumutbar, so ist ein angemessener Pauschalbetrag zu 
erstatten. Für den gerichtlichen Erwachsenenvertreter gilt § 276 Abs. 4. 

IV. Personensorge 
Vertretung in personenrechtlichen Angelegenheiten 

§ 250. (1) Ein Vorsorgebevollmächtigter oder Erwachsenenvertreter darf in Angelegenheiten, die in der 
Persönlichkeit der vertretenen Person oder deren familiären Verhältnissen gründen, nur dann tätig werden, wenn 
 1. diese von seinem Wirkungsbereich umfasst sind, 
 2. die vertretene Person nicht entscheidungsfähig ist, 
 3. nach dem Gesetz eine Stellvertretung nicht jedenfalls ausgeschlossen ist und 
 4. eine Vertretungshandlung zur Wahrung des Wohles der vertretenen Person erforderlich ist. 

(2) Gibt die vertretene Person zu erkennen, dass sie die geplante Vertretungshandlung ablehnt, so hat diese 
bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit zu unterbleiben, es sei denn, das Wohl der vertretenen Person wäre sonst 
erheblich gefährdet. 

(3) In wichtigen Angelegenheiten der Personensorge hat ein Erwachsenenvertreter die Genehmigung des 
Gerichts einzuholen, sofern nicht Gefahr im Verzug vorliegt. 

(4) Das Recht der vertretenen Person auf persönliche Kontakte zu anderen Personen sowie ihr 
Schriftverkehr dürfen vom Vorsorgebevollmächtigten oder Erwachsenenvertreter nur eingeschränkt werden, 
wenn sonst ihr Wohl erheblich gefährdet wäre. 

Bemühung um Betreuung 

§ 251. Ein Erwachsenenvertreter ist nicht zur Betreuung der vertretenen Person verpflichtet. Ist sie aber 
nicht umfassend betreut, so hat er sich, unabhängig von seinem Wirkungsbereich, darum zu bemühen, dass ihr 
die gebotene medizinische und soziale Betreuung gewährt wird. 

Medizinische Behandlung 
a) entscheidungsfähiger Personen 

§ 252. (1) In eine medizinische Behandlung kann eine volljährige Person, soweit sie entscheidungsfähig ist, 
nur selbst einwilligen. Eine medizinische Behandlung ist eine von einem Arzt oder auf seine Anordnung hin 
vorgenommene diagnostische, therapeutische, rehabilitative, krankheitsvorbeugende oder geburtshilfliche 
Maßnahme an der volljährigen Person. Auf diagnostische, therapeutische, rehabilitative, krankheitsvorbeugende, 
pflegerische oder geburtshilfliche Maßnahmen von Angehörigen anderer gesetzlich geregelter 
Gesundheitsberufe sind die §§ 252 bis 254 sinngemäß anzuwenden. 

(2) Hält der Arzt eine volljährige Person für nicht entscheidungsfähig, so hat er sich nachweislich um die 
Beiziehung von Angehörigen, anderen nahe stehenden Personen, Vertrauenspersonen und im Umgang mit 
Menschen in solchen schwierigen Lebenslagen besonders geübten Fachleuten zu bemühen, die die volljährige 
Person dabei unterstützen können, ihre Entscheidungsfähigkeit zu erlangen. Soweit sie aber zu erkennen gibt, 
dass sie mit der beabsichtigten Beiziehung anderer und der Weitergabe von medizinischen Informationen nicht 
einverstanden ist, hat der Arzt dies zu unterlassen. 
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(3) Kann durch Unterstützung im Sinn des Abs. 2 die Entscheidungsfähigkeit der volljährigen Person 
hergestellt werden, so ist ihre Einwilligung in die medizinische Behandlung ausreichend, andernfalls ist nach 
§ 253 vorzugehen. 

(4) Von einer Aufklärung der von der Behandlung betroffenen Person oder ihrer Unterstützung im Sinn des 
Abs. 2 ist abzusehen, wenn mit der damit einhergehenden Verzögerung eine Gefährdung des Lebens, die Gefahr 
einer schweren Schädigung der Gesundheit oder starke Schmerzen verbunden wären. 

b) nicht entscheidungsfähiger Personen 

§ 253. (1) Eine medizinische Behandlung an einer volljährigen Person, die nicht entscheidungsfähig ist, 
bedarf der Zustimmung ihres Vorsorgebevollmächtigten oder Erwachsenenvertreters, dessen Wirkungsbereich 
diese Angelegenheit umfasst. Er hat sich dabei vom Willen der vertretenen Person leiten zu lassen. Im Zweifel 
ist davon auszugehen, dass diese eine medizinisch indizierte Behandlung wünscht. 

(2) Der Grund und die Bedeutung der medizinischen Behandlung sind auch einer im Behandlungszeitpunkt 
nicht entscheidungsfähigen Person zu erläutern, soweit dies möglich und ihrem Wohl nicht abträglich ist. 

(3) Die Zustimmung des Vorsorgebevollmächtigten oder Erwachsenenvertreters ist nicht erforderlich, wenn 
mit der damit einhergehenden Verzögerung eine Gefährdung des Lebens, die Gefahr einer schweren Schädigung 
der Gesundheit oder starke Schmerzen verbunden wären. Dauert die medizinische Behandlung voraussichtlich 
auch nach Abwendung dieser Gefahrenmomente noch an, so ist sie zu beginnen und unverzüglich die 
Zustimmung des Vertreters zur weiteren Behandlung einzuholen bzw. das Gericht zur Bestellung eines 
Vertreters oder zur Erweiterung seines Wirkungsbereichs anzurufen. 

(4) Hat die im Behandlungszeitpunkt nicht entscheidungsfähige Person die medizinische Behandlung in 
einer verbindlichen Patientenverfügung abgelehnt und gibt es keine Hinweise auf die Unwirksamkeit der 
Patientenverfügung, so muss die Behandlung ohne Befassung eines Vertreters unterbleiben. 

§ 254. (1) Gibt eine nicht entscheidungsfähige Person ihrem Vorsorgebevollmächtigten oder 
Erwachsenenvertreter oder dem Arzt gegenüber zu erkennen, dass sie die medizinische Behandlung oder deren 
Fortsetzung ablehnt, so bedarf die Zustimmung des Vorsorgebevollmächtigten oder Erwachsenenvertreters zur 
Behandlung der Genehmigung des Gerichts. 

(2) Wenn der Vorsorgebevollmächtigte oder Erwachsenenvertreter der Behandlung einer nicht 
entscheidungsfähigen Person oder ihrer Fortsetzung nicht zustimmt und dadurch dem Willen der vertretenen 
Person nicht entspricht, so kann das Gericht die Zustimmung des Vertreters ersetzen oder einen anderen 
Vertreter bestellen. Im Zweifel ist davon auszugehen, dass die vertretene Person eine medizinisch indizierte 
Behandlung wünscht. 

(3) Die Genehmigung oder Ersetzung der Zustimmung durch das Gericht oder die Bestellung eines anderen 
Vertreters ist nicht erforderlich, wenn mit der mit solchen Gerichtsverfahren einhergehenden Verzögerung eine 
Gefährdung des Lebens, die Gefahr einer schweren Schädigung der Gesundheit oder starke Schmerzen 
verbunden wären. Dauert die medizinische Behandlung voraussichtlich auch nach Abwendung dieser 
Gefahrenmomente noch an, so ist sie zu beginnen und unverzüglich das Gericht anzurufen. 

Sterilisation 

§ 255. (1) Ein Vorsorgebevollmächtigter oder Erwachsenenvertreter darf einer medizinischen Maßnahme, 
die eine dauernde Fortpflanzungsunfähigkeit der vertretenen nicht entscheidungsfähigen Person zum Ziel hat, 
nicht zustimmen, es sei denn, dass sonst wegen eines dauerhaften körperlichen Leidens eine Gefährdung des 
Lebens oder die Gefahr einer schweren Schädigung der Gesundheit oder starker Schmerzen besteht. 

(2) Die Zustimmung des Vorsorgebevollmächtigten oder Erwachsenenvertreters bedarf der gerichtlichen 
Genehmigung. 

Forschung 

§ 256. (1) Ebenso darf ein Vorsorgebevollmächtigter oder Erwachsenenvertreter einer medizinischen 
Forschung, die mit einer Beeinträchtigung der körperlichen Unversehrtheit oder der Persönlichkeit der 
vertretenen nicht entscheidungsfähigen Person verbunden ist, nicht zustimmen, es sei denn, dass diese für deren 
Gesundheit oder Wohlbefinden von unmittelbarem Nutzen sein kann. Die Zustimmung bedarf der gerichtlichen 
Genehmigung, außer es liegt eine befürwortende Stellungnahme einer für die jeweilige Krankenanstalt 
eingerichteten Ethikkommission vor. 

(2) Gibt eine nicht entscheidungsfähige Person ihrem Vorsorgebevollmächtigten oder Erwachsenenvertreter 
oder dem Arzt gegenüber zu erkennen, dass sie die Forschung oder deren Fortsetzung ablehnt, so hat diese zu 
unterbleiben, es sei denn, das Wohl der vertretenen Person wäre sonst erheblich gefährdet. Die Zustimmung des 
gesetzlichen Vertreters bedarf diesfalls auch bei Vorliegen einer befürwortenden Stellungnahme einer 
Ethikkommission der gerichtlichen Genehmigung. 

Änderung des Wohnortes 

§ 257. (1) Über eine Änderung des Wohnortes kann eine volljährige Person, soweit sie entscheidungsfähig 
ist, nur selbst entscheiden. 
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(2) Ist sie nicht entscheidungsfähig, so hat der Vorsorgebevollmächtigte oder Erwachsenenvertreter, dessen 
Wirkungsbereich diese Angelegenheit umfasst, die Entscheidung zu treffen, sofern dies zur Wahrung des 
Wohles der vertretenen Person erforderlich ist. 

(3) Soll der Wohnort der vertretenen Person dauerhaft geändert werden, so bedarf es zuvor der gerichtlichen 
Genehmigung. Bis zum Vorliegen der gerichtlichen Entscheidung kann der Wohnort der vertretenen Person 
geändert werden, sofern eine Rückkehr möglich ist. 

(4) Abs. 3 gilt für den Vorsorgebevollmächtigten sinngemäß, sofern der Wohnort der vertretenen Person 
dauerhaft ins Ausland verlegt werden soll. 

V. Vermögenssorge 
§ 258. (1) Ist ein Erwachsenenvertreter mit der Verwaltung des Vermögens oder des Einkommens der 

vertretenen Person betraut, so hat er mit dem Einkommen und dem Vermögen ihre den persönlichen 
Lebensverhältnissen angemessenen Bedürfnisse zu befriedigen. 

(2) Bei der Erfüllung der Verpflichtung nach Abs. 1 hat der Erwachsenenvertreter auch dafür zu sorgen, 
dass der vertretenen Person die notwendigen finanziellen Mittel für Rechtsgeschäfte des täglichen Lebens zur 
Verfügung stehen, soweit ihr Wohl dadurch nicht gefährdet ist. Dafür hat der Erwachsenenvertreter der 
vertretenen Person etwa das notwendige Bargeld zu überlassen oder den notwendigen Zugriff auf 
Zahlungskonten zu gewähren. 

(3) Für die Anlegung von Bargeld und von Geld auf Zahlungskonten der vertretenen Person, die 
Veräußerung von beweglichem Vermögen und unbeweglichem Gut sowie die Entgegennahme von Zahlungen 
gelten die §§ 215 bis 224 sinngemäß. 

(4) Vertretungshandlungen eines Erwachsenenvertreters in Vermögensangelegenheiten bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der Genehmigung des Gerichtes, sofern die Vermögensangelegenheit nicht zum ordentlichen 
Wirtschaftsbetrieb gehört. § 167 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

(5) Ist ein Vorsorgebevollmächtigter mit der Verwaltung des Vermögens oder des Einkommens der 
vertretenen Person betraut, so gelten die §§ 215 bis 221, soweit dies in der Vorsorgevollmacht verfügt wurde. 

VI. Gerichtliche Kontrolle 
§ 259. (1) Ein Erwachsenenvertreter hat dem Gericht jährlich über die Gestaltung und Häufigkeit seiner 

persönlichen Kontakte mit der vertretenen Person, ihren Wohnort, ihr geistiges und körperliches Befinden und 
die für sie im vergangenen Jahr besorgten und im kommenden Jahr zu besorgenden Angelegenheiten zu 
berichten. Näheres wird in den Verfahrensgesetzen bestimmt. 

(2) Ein Erwachsenenvertreter, der mit der Verwaltung des Vermögens oder des Einkommens der 
vertretenen Person betraut ist, hat dem Gericht bei Antritt der Vermögenssorge nach gründlicher Erforschung des 
Vermögensstandes das Vermögen im Einzelnen anzugeben und in weiterer Folge Rechnung zu legen. Das 
Gericht hat seine Tätigkeit zur Vermeidung einer Gefährdung des Wohles der vertretenen Person zu überwachen 
und die dazu notwendigen Aufträge zu erteilen. Näheres wird in den Verfahrensgesetzen bestimmt. 

(3) Ein Vorsorgebevollmächtigter oder Erwachsenenvertreter ist verpflichtet, die Vollmachtsurkunde sowie 
die nach § 140h NO erforderlichen ärztlichen Zeugnisse bis zur Beendigung seiner Vertretung aufzubewahren 
und auf Verlangen des Gerichts diesem zu übermitteln. 

(4) Ist das Wohl einer vertretenen Person gefährdet, so hat das Gericht jederzeit von Amts wegen die zur 
Sicherung des Wohles nötigen Verfügungen zu treffen. 

Zweiter Abschnitt 
Vorsorgevollmacht 

Vollmacht für den Vorsorgefall 

§ 260. Eine Vorsorgevollmacht ist eine Vollmacht, die nach ihrem Inhalt dann wirksam werden soll, wenn 
der Vollmachtgeber die zur Besorgung der anvertrauten Angelegenheiten erforderliche Entscheidungsfähigkeit 
verliert. Der Vollmachtgeber kann auch die Umwandlung einer bestehenden Vollmacht in eine 
Vorsorgevollmacht bei Eintritt des Vorsorgefalls anordnen. 

Wirkungsbereich 

§ 261. Die Vorsorgevollmacht kann für einzelne Angelegenheiten oder für Arten von Angelegenheiten 
erteilt werden. 

Form 

§ 262. (1) Die Vorsorgevollmacht ist vor einem Notar, einem Rechtsanwalt oder einem 
Erwachsenenschutzverein (§ 1 ErwSchVG) höchstpersönlich und schriftlich zu errichten. 
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(2) Der Vollmachtgeber ist über 
 1. die Rechtsfolgen einer Vorsorgevollmacht, 
 2. die Möglichkeit, allgemein oder in bestimmten Angelegenheiten die Weitergabe der Vorsorgevollmacht 

zu untersagen oder eine gemeinsame Vertretung durch zwei oder mehrere Bevollmächtigte vorzusehen, 
sowie 

 3. die Möglichkeit des jederzeitigen Widerrufs 
persönlich zu belehren. Der Notar, der Rechtsanwalt oder der Mitarbeiter des Erwachsenenschutzvereins hat die 
Vornahme dieser Belehrung in der Vollmachtsurkunde zu dokumentieren. 

Registrierung 

§ 263. (1) Die Vorsorgevollmacht und der Eintritt des Vorsorgefalls sind von einem Notar, einem 
Rechtsanwalt oder einem Erwachsenenschutzverein (§ 1 ErwSchVG) im Österreichischen Zentralen 
Vertretungsverzeichnis einzutragen. Der Eintritt des Vorsorgefalls darf nur insoweit eingetragen werden, als der 
Vollmachtgeber die zur Besorgung der anvertrauten Angelegenheiten erforderliche Entscheidungsfähigkeit 
verloren hat. 

(2) Hegt der Notar, der Rechtsanwalt oder der Mitarbeiter des Erwachsenenschutzvereins begründete 
Zweifel am Vorliegen der Entscheidungsfähigkeit des Vollmachtgebers im Zeitpunkt der Errichtung der 
Vorsorgevollmacht, am Eintritt des Vorsorgefalls oder an der Eignung des Bevollmächtigten, so hat er die 
Errichtung der Vorsorgevollmacht bzw. die Eintragung des Vorsorgefalls abzulehnen und bei begründeten 
Anhaltspunkten für eine Gefährdung des Wohles der volljährigen Person unverzüglich das Pflegschaftsgericht zu 
verständigen. 

(3) Erlangt die volljährige Person ihre Entscheidungsfähigkeit wieder, so ist dies auf ihr Verlangen oder 
jenes ihres Vertreters im Österreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis als Wegfall des Vorsorgefalls 
einzutragen. Die Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß. 

Dritter Abschnitt 
Gewählter Erwachsenenvertreter 

Voraussetzungen 

§ 264. Soweit eine volljährige Person ihre Angelegenheiten aufgrund einer psychischen Krankheit oder 
einer vergleichbaren Beeinträchtigung ihrer Entscheidungsfähigkeit nicht für sich selbst besorgen kann, dafür 
keinen Vertreter hat und eine Vorsorgevollmacht nicht mehr errichten kann, aber noch fähig ist, die Bedeutung 
und Folgen einer Bevollmächtigung in Grundzügen zu verstehen, ihren Willen danach zu bestimmen und sich 
entsprechend zu verhalten, kann sie eine oder mehrere ihr nahe stehende Personen als Erwachsenenvertreter zur 
Besorgung dieser Angelegenheiten auswählen. 

Wirkungsbereich 

§ 265. (1) Die volljährige Person und ihr gewählter Erwachsenenvertreter haben eine Vereinbarung 
(§ 1002) zu schließen und dabei die Vertretungsbefugnisse des Erwachsenenvertreters festzulegen. 

(2) Die Vereinbarung über die gewählte Erwachsenenvertretung kann – ausgenommen die Vertretung vor 
Gericht – vorsehen, dass der Erwachsenenvertreter nur im Einvernehmen mit der vertretenen Person 
rechtswirksam Vertretungshandlungen vornehmen kann. Ebenso kann die Vereinbarung – ausgenommen die 
Vertretung vor Gericht – vorsehen, dass die vertretene Person selbst nur mit Genehmigung des 
Erwachsenenvertreters rechtswirksam Erklärungen abgeben kann. 

(3) Die Vertretungsbefugnisse können einzelne Angelegenheiten oder Arten von Angelegenheiten betreffen. 

(4) Die Übertragung der Angelegenheiten umfasst, soweit nichts anderes vereinbart ist, immer auch die 
Vertretung vor Gericht. In allen Fällen kann die Vertretungsbefugnis aber auch auf die Ausübung von Einsichts- 
und Auskunftsrechten beschränkt werden. 

Form 

§ 266. (1) Die Vereinbarung einer gewählten Erwachsenenvertretung muss höchstpersönlich und schriftlich 
vor einem Notar, einem Rechtsanwalt oder einem Erwachsenenschutzverein (§ 1 ErwSchVG) errichtet werden. 

(2) Vor dem Abschluss der Vereinbarung sind die volljährige Person und der Erwachsenenvertreter über das 
Wesen und die Folgen der Erwachsenenvertretung, die Möglichkeit des jederzeitigen Widerrufs sowie die 
Rechte und Pflichten des gewählten Erwachsenenvertreters persönlich zu belehren. Der Notar, der Rechtsanwalt 
oder der Mitarbeiter des Erwachsenenschutzvereins hat die Vornahme dieser Belehrung in der Vereinbarung zu 
dokumentieren. 
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Registrierung 

§ 267. (1) Die Vereinbarung über die gewählte Erwachsenenvertretung ist von einem Notar, einem 
Rechtsanwalt oder einem Erwachsenenschutzverein (§ 1 ErwSchVG) im Österreichischen Zentralen 
Vertretungsverzeichnis einzutragen. 

(2) Hegt der Notar, der Rechtsanwalt oder der Mitarbeiter des Erwachsenenschutzvereins am Vorliegen der 
Voraussetzungen der gewählten Erwachsenenvertretung oder an der Eignung der Person, die als 
Erwachsenenvertreter eingetragen werden soll, begründete Zweifel, so hat er die Eintragung abzulehnen und bei 
begründeten Anhaltspunkten für eine Gefährdung des Wohles der volljährigen Person unverzüglich das 
Pflegschaftsgericht zu verständigen. 

Vierter Abschnitt 
Gesetzlicher Erwachsenenvertreter 

Voraussetzungen 

§ 268. (1) Eine volljährige Person kann in den in § 269 angeführten Angelegenheiten von einem oder 
mehreren nächsten Angehörigen vertreten werden, soweit sie 
 1. diese Angelegenheiten aufgrund einer psychischen Krankheit oder einer vergleichbaren 

Beeinträchtigung ihrer Entscheidungsfähigkeit nicht ohne Gefahr eines Nachteils für sich selbst 
besorgen kann, 

 2. dafür keinen Vertreter hat, 
 3. einen solchen nicht mehr wählen kann oder will und 
 4. der gesetzlichen Erwachsenenvertretung nicht vorab widersprochen hat und dies im Österreichischen 

Zentralen Vertretungsregister registriert wurde. 

(2) Nächste Angehörige sind die Eltern und Großeltern, volljährige Kinder und Enkelkinder, Geschwister, 
Nichten und Neffen der volljährigen Person, ihr Ehegatte oder eingetragener Partner und ihr Lebensgefährte, 
wenn dieser mit ihr seit mindestens drei Jahren im gemeinsamen Haushalt lebt, sowie die von der volljährigen 
Person in einer Erwachsenenvertreter-Verfügung bezeichnete Person. 

Wirkungsbereich 

§ 269. (1) Die Vertretungsbefugnisse können folgende Bereiche betreffen: 
 1. Vertretung in Verwaltungsverfahren und verwaltungsgerichtlichen Verfahren, 
 2. Vertretung in gerichtlichen Verfahren, 
 3. Verwaltung von Einkünften, Vermögen und Verbindlichkeiten, 
 4. Abschluss von Rechtsgeschäften zur Deckung des Pflege- und Betreuungsbedarfs, 
 5. Entscheidung über medizinische Behandlungen und Abschluss von damit im Zusammenhang stehenden 

Verträgen, 
 6. Änderung des Wohnortes und Abschluss von Heimverträgen, 
 7. Vertretung in nicht in Z 5 und 6 genannten personenrechtlichen Angelegenheiten sowie 
 8. Abschluss von nicht in Z 4 bis 6 genannten Rechtsgeschäften. 

(2) Vom Wirkungsbereich der in Abs. 1 Z 3 bis 8 geregelten Angelegenheiten ist immer auch die 
Vertretung vor Gericht und die Befugnis mitumfasst, über laufende Einkünfte und das Vermögen der vertretenen 
Person insoweit zu verfügen, als diese zur Besorgung der Rechtsgeschäfte erforderlich ist. 

Registrierung 

§ 270. (1) Die gesetzliche Erwachsenenvertretung ist von einem Notar, einem Rechtsanwalt oder einem 
Erwachsenenschutzverein (§ 1 ErwSchVG) im Österreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis einzutragen. 

(2) Hegt der Notar, der Rechtsanwalt oder der Mitarbeiter des Erwachsenenschutzvereins am Vorliegen der 
Voraussetzungen der gesetzlichen Erwachsenenvertretung oder an der Eignung der Person, die als 
Erwachsenenvertreter eingetragen werden soll, begründete Zweifel, so hat er die Eintragung abzulehnen und bei 
begründeten Anhaltspunkten für eine Gefährdung des Wohles der volljährigen Person unverzüglich das 
Pflegschaftsgericht zu verständigen. 

(3) Vor der Eintragung der gesetzlichen Erwachsenenvertretung sind der Erwachsenenvertreter und die 
volljährige Person über das Wesen und die Folgen der Erwachsenenvertretung, über die Möglichkeit des 
jederzeitigen Widerspruchs sowie über die Rechte und Pflichten des gesetzlichen Erwachsenenvertreters 
persönlich zu belehren. Der Notar, der Rechtsanwalt oder der Mitarbeiter des Erwachsenenschutzvereins hat die 
Vornahme dieser Belehrung zu dokumentieren. 
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Fünfter Abschnitt 
Gerichtlicher Erwachsenenvertreter 

Voraussetzungen 

§ 271. Einer volljährigen Person ist vom Gericht auf ihren Antrag oder von Amts wegen insoweit ein 
gerichtlicher Erwachsenenvertreter zu bestellen, als 
 1. sie bestimmte Angelegenheiten aufgrund einer psychischen Krankheit oder einer vergleichbaren 

Beeinträchtigung ihrer Entscheidungsfähigkeit nicht ohne Gefahr eines Nachteils für sich selbst 
besorgen kann, 

 2. sie dafür keinen Vertreter hat, 
 3. sie einen solchen nicht wählen kann oder will und 
 4. eine gesetzliche Erwachsenenvertretung nicht in Betracht kommt. 

Wirkungsbereich 

§ 272. (1) Ein gerichtlicher Erwachsenenvertreter darf nur für einzelne oder Arten von gegenwärtig zu 
besorgenden und bestimmt zu bezeichnenden Angelegenheiten bestellt werden. 

(2) Nach Erledigung der übertragenen Angelegenheit ist die gerichtliche Erwachsenenvertretung 
einzuschränken oder zu beenden. Darauf hat der Erwachsenenvertreter unverzüglich bei Gericht hinzuwirken. 

Auswahl und Bestellung 

§ 273. (1) Bei der Auswahl des gerichtlichen Erwachsenenvertreters ist auf die Bedürfnisse der volljährigen 
Person und deren Wünsche, die Eignung des Erwachsenenvertreters und auf die zu besorgenden 
Angelegenheiten Bedacht zu nehmen. 

(2) Eine Person, die das Gericht zum gerichtlichen Erwachsenenvertreter bestellen will, hat alle Umstände, 
die sie dafür ungeeignet erscheinen lassen, dem Gericht unverzüglich mitzuteilen. Treten solche Umstände nach 
der Bestellung ein, so hat sie diese ebenso unverzüglich offen zu legen. Unterlässt sie diese Mitteilung 
schuldhaft, so haftet sie für alle der volljährigen Person daraus entstehenden Nachteile. 

§ 274. (1) Zum Erwachsenenvertreter ist vorrangig mit deren Zustimmung die Person zu bestellen, die aus 
einer Vorsorgevollmacht, einer Vereinbarung einer gewählten Erwachsenenvertretung oder einer 
Erwachsenenvertreter-Verfügung hervorgeht. 

(2) Ist eine solche Person nicht verfügbar oder geeignet, so ist mit deren Zustimmung eine der volljährigen 
Person nahestehende und für die Aufgabe geeignete Person zu bestellen. 

(3) Kommt eine solche Person nicht in Betracht, so ist mit dessen Zustimmung ein 
Erwachsenenschutzverein (§ 1 ErwSchVG) zu bestellen. 

(4) Ist auch die Bestellung eines Erwachsenenschutzvereins nicht möglich, so ist – nach Maßgabe des § 275 
– ein Notar (Notariatskandidat) oder Rechtsanwalt (Rechtsanwaltsanwärter) oder mit deren Zustimmung eine 
andere geeignete Person zu bestellen. 

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch Art. 16 Z 2, BGBl. I Nr. 25/2025) 

§ 275. (1) Ein Notar (Notariatskandidat) oder Rechtsanwalt (Rechtsanwaltsanwärter) ist vor allem dann zum 
Erwachsenenvertreter zu bestellen, wenn die Besorgung der Angelegenheiten vorwiegend Rechtskenntnisse 
erfordert, ein Erwachsenenschutzverein (§ 1 ErwSchVG) vor allem dann, wenn sonst besondere Anforderungen 
mit der Erwachsenenvertretung verbunden sind. 

(2) Ein Notar (Notariatskandidat) oder Rechtsanwalt (Rechtsanwaltsanwärter) kann die Übernahme einer 
gerichtlichen Erwachsenenvertretung ablehnen, wenn 
 1. er nachweist, dass ein Notar (Notariatskandidat) oder Rechtsanwalt (Rechtsanwaltsanwärter), der in der 

Liste von zur Übernahme von Vorsorgevollmachten und gerichtlichen Erwachsenenvertretungen 
besonders geeigneten Rechtsanwälten oder Notaren aufrecht eingetragen ist, mit der Übernahme der 
Erwachsenenvertretung einverstanden wäre oder 

 2. ihm diese unter Berücksichtigung seiner persönlichen, familiären, beruflichen und sonstigen 
Verhältnisse nicht zugemutet werden kann. Das wird bei mehr als fünf gerichtlichen 
Erwachsenenvertretungen vermutet. 

Entschädigung, Entgelt und Aufwandersatz 

§ 276. (1) Dem gerichtlichen Erwachsenenvertreter gebührt eine jährliche Entschädigung zuzüglich der 
allenfalls zu entrichtenden Umsatzsteuer. Die Entschädigung beträgt fünf Prozent sämtlicher Einkünfte der 
vertretenen Person nach Abzug der davon zu entrichtenden Steuern und Abgaben, wobei Bezüge, die kraft 
besonderer gesetzlicher Anordnung zur Deckung bestimmter Aufwendungen dienen, nicht als Einkünfte zu 
berücksichtigen sind. Übersteigt der Wert des Vermögens der vertretenen Person 15 000 Euro, so sind darüber 
hinaus pro Jahr zwei Prozent des Mehrbetrags an Entschädigung zu gewähren. Ist der gerichtliche 



 

21 
 

Erwachsenenvertreter kürzer als ein volles Jahr tätig, so vermindert sich der Anspruch auf Entschädigung 
entsprechend. 

(2) Das Gericht hat die so berechnete Entschädigung zu mindern, wenn es dies aus besonderen Gründen, 
insbesondere wenn die Tätigkeit nach Art oder Umfang mit einem bloß geringen Aufwand an Zeit und Mühe 
verbunden ist oder die vertretene Person ein besonders hohes Vermögen hat, für angemessen hält. Bei besonders 
umfangreichen und erfolgreichen Bemühungen des gerichtlichen Erwachsenenvertreters, insbesondere im ersten 
Jahr seiner Tätigkeit oder im Bereich der Personensorge, kann das Gericht die Entschädigung auch mit bis zu 
zehn Prozent der Einkünfte und bis zu fünf Prozent des Mehrbetrags vom Vermögen bemessen. Dies gilt auch, 
wenn der gerichtliche Erwachsenenvertreter ausschließlich aufgrund der Art der ihm übertragenen 
Angelegenheit für eine besonders kurze Zeit tätig war und deshalb die nach Abs. 1 berechnete Entschädigung 
unangemessen niedrig ist. Bei der Ermittlung des Wertes des Vermögens nach Abs. 1 sind Verbindlichkeiten 
ausnahmsweise außer Acht zu lassen, wenn die Tätigkeit des gerichtlichen Erwachsenenvertreters wegen der 
bestehenden Verbindlichkeiten mit einem besonderen Aufwand verbunden war. 

(3) Nützt der gerichtliche Erwachsenenvertreter für Angelegenheiten, deren Besorgung sonst einem Dritten 
entgeltlich übertragen werden müsste, seine besonderen beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten, so hat er hiefür 
einen Anspruch auf angemessenes Entgelt. Dieser Anspruch besteht für die Kosten einer rechtsfreundlichen 
Vertretung jedoch nicht, soweit bei der vertretenen Person die Voraussetzungen für die Bewilligung der 
Verfahrenshilfe gegeben sind oder diese Kosten nach gesetzlichen Vorschriften vom Gegner ersetzt werden. 

(4) Die zur zweckentsprechenden Ausübung der gerichtlichen Erwachsenenvertretung notwendigen 
Barauslagen, die tatsächlichen Aufwendungen und die angemessenen Kosten einer zur Deckung der Haftung 
nach § 249 Abs. 1 abgeschlossenen Haftpflichtversicherung sind dem gerichtlichen Erwachsenenvertreter zu 
erstatten, soweit sie nach gesetzlichen Vorschriften nicht unmittelbar von Dritten getragen werden. Ist der 
einzelne Nachweis dem gerichtlichen Erwachsenenvertreter nicht zumutbar, so ist ein angemessener 
Pauschalbetrag zu erstatten. 
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Patientenverfügungs-Gesetz 

Langtitel 
Bundesgesetz über Patientenverfügungen (Patientenverfügungs-Gesetz – PatVG) 
StF: BGBl. I Nr. 55/2006 (NR: GP XXII RV 1299 AB 1381 S. 142. BR: AB 7518 S. 733.) 

Änderung 
BGBl. I Nr. 59/2018 (NR: GP XXVI RV 191 AB 231 S. 36. BR: 10001 AB 10017 S. 883.) 
BGBl. I Nr. 100/2018 (NR: GP XXVI RV 329 AB 413 S. 57. BR: 10079 AB 10082 S. 888.) 
BGBl. I Nr. 12/2019 (NR: GP XXVI RV 337 AB 440 S. 57. BR: AB 10118 S. 888.) 
BGBl. I Nr. 105/2024 (NR: GP XXVII RV 2530 AB 2663 S. 272. BR: 11527 AB 11578 S. 970.) 

Text 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

Anwendungsbereich 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt die Voraussetzungen und die Wirksamkeit von Patientenverfügungen. 

(2) Eine Patientenverfügung kann den Willen eines Patienten, eine medizinische Behandlung abzulehnen, 
verbindlich festlegen (§ 6). Im Übrigen ist jede vorliegende Patientenverfügung der Ermittlung des 
Patientenwillens zu Grunde zu legen (§ 8). 

(3) Die Voraussetzungen, das Bestehen, der Umfang, die Wirkungen, die Änderung und die Beendigung 
einer Patientenverfügung richten sich für Behandlungen in Österreich nach österreichischem Recht. 

Begriffe 

§ 2. (1) Eine Patientenverfügung im Sinn dieses Bundesgesetzes ist eine Willenserklärung, mit der ein 
Patient eine medizinische Behandlung ablehnt und die dann wirksam werden soll, wenn er im Zeitpunkt der 
Behandlung nicht entscheidungsfähig ist. 

(2) Patient im Sinn dieses Bundesgesetzes ist eine Person, die eine Patientenverfügung errichtet, 
gleichgültig, ob sie im Zeitpunkt der Errichtung erkrankt ist oder nicht. 

(3) Register im Sinn dieses Bundesgesetzes ist ein Verzeichnis, das ungeachtet seiner technischen 
Umsetzung der Aufnahme von Patientenverfügungen dient. Datenspeicher (§ 2 Z 7 des 
Gesundheitstelematikgesetzes 2012 [GTelG 2012], BGBl. I Nr. 111/2012) und Verweisregister (§ 2 Z 13 
GTelG 2012) sind keine Register im Sinn dieses Bundesgesetzes. 

Höchstpersönliches Recht, Fähigkeit der Person 

§ 3. Eine Patientenverfügung kann nur höchstpersönlich errichtet werden. Der Patient muss bei Errichtung 
einer Patientenverfügung entscheidungsfähig sein. 

2. Abschnitt 
Verbindliche Patientenverfügung 

Inhalt 

§ 4. In einer verbindlichen Patientenverfügung müssen die medizinischen Behandlungen, die Gegenstand 
der Ablehnung sind, konkret beschrieben sein oder eindeutig aus dem Gesamtzusammenhang der Verfügung 
hervorgehen. Aus der Patientenverfügung muss zudem hervorgehen, dass der Patient die Folgen der 
Patientenverfügung zutreffend einschätzt. 

Aufklärung 

§ 5. Der Errichtung einer verbindlichen Patientenverfügung muss eine umfassende ärztliche Aufklärung 
einschließlich einer Information über Wesen und Folgen der Patientenverfügung für die medizinische 
Behandlung vorangehen. Der aufklärende Arzt hat die Vornahme der Aufklärung und das Vorliegen der 
Entscheidungsfähigkeit des Patienten unter Angabe seines Namens und seiner Anschrift durch eigenhändige 
Unterschrift zu dokumentieren und dabei auch darzulegen, dass und aus welchen Gründen der Patient die Folgen 
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der Patientenverfügung zutreffend einschätzt, etwa weil sie sich auf eine Behandlung bezieht, die mit einer 
früheren oder aktuellen Krankheit des Patienten oder eines nahen Angehörigen zusammenhängt. 

Errichtung 

§ 6. (1) Eine Patientenverfügung ist verbindlich, wenn sie schriftlich unter Angabe des Datums 
 1. vor einem Rechtsanwalt oder 
 2. vor einem Notar oder 
 3. vor einem rechtskundigen Mitarbeiter der Patientenvertretungen (§ 11e des Krankenanstalten- und 

Kuranstaltengesetzes, BGBl. Nr. 1/1957) oder 
 4. nach Maßgabe technischer und personeller Möglichkeiten vor einem rechtskundigen Mitarbeiter eines 

Erwachsenenschutzvereins 
errichtet worden ist und der Patient über die Folgen einer verbindlichen Patientenverfügung sowie die 
Möglichkeit des jederzeitigen Widerrufs belehrt worden ist. 

(2) Die in Abs. 1 genannten Personen haben die Vornahme dieser Belehrung in der Patientenverfügung 
durch eigenhändige Unterschrift sowie unter Angabe ihres Namens und ihrer Anschrift zu dokumentieren und 
nach Maßgabe einer Verordnung der Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz 
gemäß § 14d ab technischer Verfügbarkeit die Patientenverfügung – sofern der Patient nicht widerspricht – in 
ELGA zur Verfügung zu stellen. In einer Verordnung gemäß § 14d ist festzulegen, in welcher Weise eine 
Zurverfügungstellung, allenfalls unter Einbindung der ELGA-Ombudsstelle gemäß § 17 GTelG 2012, zu 
erfolgen hat. 

Erneuerung 

§ 7. (1) Eine verbindliche Patientenverfügung verliert nach Ablauf von acht Jahren ab der Errichtung ihre 
Verbindlichkeit, sofern der Patient nicht eine kürzere Frist bestimmt hat. Sie kann nach entsprechender ärztlicher 
Aufklärung gemäß § 5 erneuert werden, wodurch die Frist von acht Jahren oder eine vom Patienten kürzer 
bestimmte Frist neu zu laufen beginnt. 

(2) Sofern die Erneuerung bei einer in § 6 Abs. 1 genannten Person erfolgt, sind die Erfordernisse gemäß 
§ 6 Abs. 1 und 2 anzuwenden. 

(3) Einer Erneuerung ist es gleichzuhalten, wenn einzelne Inhalte der Patientenverfügung nachträglich 
geändert bzw. ergänzt werden. In diesem Fall ist gemäß Abs. 1 und 2 vorzugehen. Mit jeder nachträglichen 
Änderung beginnt die in Abs. 1 genannte Frist für die gesamte Patientenverfügung neu zu laufen. 

(4) Sofern eine Patientenverfügung in einem Register erfasst wurde, ist ein Rechtsanwalt oder Notar 
verpflichtet, nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten und unter Berücksichtigung der spezialgesetzlichen 
Regelungen für das jeweilige Register, auch eine ihm zur Kenntnis gebrachte erneuerte, geänderte oder ergänzte 
Patientenverfügung in diesem Register zu vermerken und es ist überdies gemäß § 6 Abs. 2 vorzugehen. 

(5) Eine Patientenverfügung verliert nicht ihre Verbindlichkeit, solange sie der Patient mangels 
Entscheidungsfähigkeit nicht erneuern kann. 

3. Abschnitt 
Bedeutung anderer Patientenverfügungen 

Voraussetzungen 

§ 8. Eine Patientenverfügung, die nicht alle Voraussetzungen der §§ 4 bis 7 erfüllt, ist dennoch der 
Ermittlung des Patientenwillens zu Grunde zu legen. 

Berücksichtigung 

§ 9. Eine Patientenverfügung gemäß § 8 ist bei der Ermittlung des Patientenwillens umso mehr zu 
berücksichtigen, je mehr sie die Voraussetzungen einer verbindlichen Patientenverfügung erfüllt. Dabei ist 
insbesondere zu berücksichtigen, 
 1. inwieweit der Patient die Krankheitssituation, auf die sich die Patientenverfügung bezieht, sowie deren 

Folgen im Errichtungszeitpunkt einschätzen konnte, 
 2. wie konkret die medizinischen Behandlungen, die Gegenstand der Ablehnung sind, beschrieben sind, 
 3. wie umfassend eine der Errichtung vorangegangene ärztliche Aufklärung war, 
 4. inwieweit die Verfügung von den Formvorschriften für eine verbindliche Patientenverfügung abweicht, 
 5. wie lange die letzte Erneuerung zurückliegt und 
 6. wie häufig die Patientenverfügung erneuert wurde. 
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4. Abschnitt 
Gemeinsame Bestimmungen 

Unwirksamkeit 

§ 10. (1) Eine Patientenverfügung ist unwirksam, wenn 
 1. sie nicht frei und ernstlich erklärt oder durch Irrtum, List, Täuschung oder physischen oder psychischen 

Zwang veranlasst wurde, 
 2. ihr Inhalt strafrechtlich nicht zulässig ist oder 
 3. der Stand der medizinischen Wissenschaft sich im Hinblick auf den Inhalt der Patientenverfügung seit 

ihrer Errichtung wesentlich geändert hat. 

(2) Eine Patientenverfügung verliert ihre Wirksamkeit, wenn sie der Patient selbst widerruft oder zu 
erkennen gibt, dass sie nicht mehr wirksam sein soll. 

Sonstige Inhalte 

§ 11. Der Wirksamkeit einer Patientenverfügung steht es nicht entgegen, dass darin weitere Anmerkungen 
des Patienten, insbesondere die Benennung einer konkreten Vertrauensperson, die Ablehnung des Kontakts zu 
einer bestimmten Person oder die Verpflichtung zur Information einer bestimmten Person, enthalten sind. 

Notfälle 

§ 12. Dieses Bundesgesetz lässt medizinische Notfallversorgung unberührt, sofern der mit der Suche nach 
einer Patientenverfügung verbundene Zeitaufwand das Leben oder die Gesundheit des Patienten ernstlich 
gefährdet. 

Pflichten des Patienten 

§ 13. Der Patient kann durch eine Patientenverfügung die ihm allenfalls aufgrund besonderer 
Rechtsvorschriften auferlegten Pflichten, sich einer Behandlung zu unterziehen, nicht einschränken. 

Dokumentation 

§ 14. (1) Der aufklärende und der behandelnde Arzt haben Patientenverfügungen in die Krankengeschichte 
oder, wenn sie außerhalb einer Krankenanstalt errichtet wurden, in die ärztliche Dokumentation aufzunehmen. 

(2) Stellt ein Arzt im Zuge der Aufklärung nach § 5 fest, dass der Patient nicht über die zur Errichtung einer 
Patientenverfügung erforderlichen Entscheidungsfähigkeit verfügt, so hat er dies, gegebenenfalls im Rahmen der 
Krankengeschichte, zu dokumentieren. 

(3) Ein Patient kann eine Patientenverfügung an die ELGA-Ombudsstelle gemäß § 17 GTelG 2012 zur 
Speicherung in ELGA gemäß § 14a übermitteln. Sofern der Patient ELGA-Teilnehmer ist, wird die 
Patientenverfügung in ELGA gespeichert. 

Verarbeitung in ELGA 

§ 14a. (1) Die Verarbeitung von Patientenverfügungen in ELGA gemäß den Abs. 3 bis 5 ist 
 1. zulässig, sofern 
 a) der Patient ELGA-Teilnehmer im Sinn des 4. Abschnittes des GTelG 2012 ist, 
 b) kein gültiger Widerspruch gemäß § 15 Abs. 2 2. Satz GTelG 2012, der sich auf alle Arten von 

ELGA-Gesundheitsdaten bezieht, besteht und 
 c) die Voraussetzungen gemäß § 14 Abs. 1 und 2a GTelG 2012 erfüllt sind und 
 2. verpflichtend 
 a) nach Maßgabe der technischen Verfügbarkeit sowie 
 b) entsprechend dem in § 14d Z 3 festgelegten Zeitpunkt. 

(2) Die Anwendung von § 2d Abs. 2 Z 3 Forschungsorganisationsgesetz (FOG), BGBl. Nr. 341/1981, ist für 
in ELGA zur Verfügung gestellte Patientenverfügungen ausgeschlossen. 

(3) Ein Patient gemäß Abs. 1 Z 1 lit. a hat das Recht, von der ELGA-Ombudsstelle die Speicherung einer 
neuen Patientenverfügung, einer aktuellen Version einer erneuerten, geänderten bzw. ergänzten 
Patientenverfügung oder den Widerruf einer Patientenverfügung sowie die Aufnahme von Verweisen in ELGA 
zu verlangen. 

(4) Eine in § 6 Abs. 1 genannte Person hat entsprechend § 6 Abs. 2 die neue Patientenverfügung, die 
aktuelle Version einer erneuerten, geänderten bzw. ergänzten Patientenverfügung oder den Widerruf einer 
Patientenverfügung zur 
 1. Speicherung sowie 
 2. Aufnahme von Verweisen 
in ELGA zur Verfügung zu stellen. Dies gilt auf Verlangen des Patienten auch für Patientenverfügungen gemäß 
§ 8. 
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(5) Ein ELGA-Gesundheitsdiensteanbieter hat, unter Berücksichtigung des § 13 Abs. 7 GTelG 2012, die 
jeweils aktuelle Version der Patientenverfügung ausschließlich in 
 1. ELGA entsprechend seiner Rechte gemäß § 13 Abs. 2 GTelG 2012 und § 21 Abs. 2 GTelG 2012 sowie 
 2. der gemäß § 14 Abs. 1 geführten Dokumentation 
zu erheben. 

Speicherung in ELGA 

§ 14b. (1) Die Speicherung einer neuen Patientenverfügung, einer aktuellen Version einer erneuerten, 
geänderten bzw. ergänzten Patientenverfügung oder der Widerruf sowie die Aufnahme von Verweisen in ELGA 
sind nur zulässig, wenn das Datum der Errichtung bekannt ist und auch in ELGA zur Verfügung gestellt wird. 

(2) Abweichend von § 20 Abs. 3 GTelG 2012 haben die Auftragsverarbeiter (Art. 4 Z 8 DSGVO), die 
Datenspeicher und Verweisregister betreiben, die in ELGA zur Verfügung gestellten Patientenverfügungen zehn 
Jahre nach dem Sterbedatum des an ELGA teilnehmenden Patienten, sofern das Sterbedatum bekannt ist, 
automatisch zu löschen. 

(3) Der Dachverband der Sozialversicherungsträger hat zu Zwecken des Abs. 2 die Sterbedaten von 
Patienten, die ELGA-Teilnehmer sind, den Auftragsverarbeitern (Art. 4 Z 8 DSGVO), die Datenspeicher und 
Verweisregister betreiben, rechtzeitig bekannt zu geben. 

(4) Elektronische Verweise auf in ELGA zur Verfügung gestellte Patientenverfügungen sind 
 1. abweichend von § 20 Abs. 5 Z 1 GTelG 2012 nur mit dem bPK-GH des Patienten gemäß § 14a Abs. 1 

Z 1 lit. a sowie 
 2. abweichend von § 20 Abs. 5 Z 2 GTelG 2012 mit einer eindeutigen Kennung des für die Aufnahme der 

Patientenverfügung in ELGA Verantwortlichen, 
zu speichern. 

Grundsätze der Datenverarbeitung 

§ 14c. (1) Die in diesem Bundesgesetz, insbesondere in § 14a, vorgesehene Verarbeitung von 
Patientenverfügungen in ELGA ist eine zulässige Verarbeitung von ELGA-Gesundheitsdaten im Sinn des § 14 
GTelG 2012. 

(2) Hinsichtlich Patientenverfügungen finden die Rechte gemäß § 16 Abs. 1 Z 2 lit. a GTelG2012 sowie 
§ 21 Abs. 3 Z 1 GTelG 2012 keine Anwendung. 

(3) Bei der Speicherung von Patientenverfügungen im Wege der ELGA-Ombudsstelle (§ 14a Abs. 4) ist 
entgegen § 22 Abs. 2 Z 5 GTelG 2012 der Name jener natürlichen Person zu protokollieren, die die Aufnahme 
der Patientenverfügung im Wege der ELGA-Ombudsstelle tatsächlich verlangt hat. 

Technische Spezifikation und Umsetzung 

§ 14d. Die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz kann im Sinn des 
§ 28a GTelG 2012 mit Verordnung Folgendes festlegen: 
 1. die Struktur, das Format sowie die Standards gemäß § 27 Abs. 7, 8 und 9 GTelG 2012, die für 
 a) Patientenverfügungen in ELGA, sowie 
 b) die Schnittstellen zur Aufnahme von Patientenverfügungen gemäß § 14a Abs. 4, die 

zu verwenden sind, wobei international anerkannte Standards, die wirtschaftliche Vertretbarkeit sowie 
der Stand der technischen Möglichkeiten hinsichtlich des Detaillierungsgrades der Strukturen bei den 
betroffenen ELGA-Gesundheitsdiensteanbietern zu berücksichtigen sind, 

 2. die näheren technischen Modalitäten der Zurverfügungstellung gemäß § 14a Abs. 4 durch die in § 6 
Abs. 1 genannten Personen sowie 

 3. den jeweiligen Zeitpunkt, ab dem die Patientenverfügungen in ELGA gemäß § 14a bzw. § 13 Abs. 2 
GTelG 2012 zu speichern bzw. zu erheben sind. 

Verwaltungsstrafbestimmung zum Schutz vor Missbrauch 

§ 15. Wer den Zugang zu Einrichtungen der Behandlung, Pflege oder Betreuung oder den Erhalt solcher 
Leistungen davon abhängig macht, dass eine Patientenverfügung errichtet oder dies unterlassen wird, begeht, 
sofern die Tat nicht mit gerichtlicher Strafe bedroht ist, eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis 
zu 25 000 Euro, im Wiederholungsfall bis zu 50 000 Euro, zu bestrafen. 

5. Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

Personenbezogene Bezeichnungen 

§ 16. Bei allen personenbezogenen Bezeichnungen gilt die gewählte Form für beide Geschlechter. 
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Verweisungen 

§ 17. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils 
geltenden Fassung anzuwenden. 

In-Kraft-Treten 

§ 18. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem auf den Monat seiner Kundmachung folgenden Monatsersten in 
Kraft. Patientenverfügungen, die zu diesem Zeitpunkt bereits errichtet sind, sind hinsichtlich ihrer Wirksamkeit 
nach diesem Bundesgesetz zu beurteilen. 

(2) § 2 Abs. 1, § 3, § 5, § 7 Abs. 3 und § 14 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes in der Fassung BGBl. I 
Nr. 59/2018 treten mit 1. Juli 2018 in Kraft. 

(3) § 1 Abs. 2 und 3, § 2 Abs. 3, die §§ 6 bis 9, § 14 Abs. 3 und die §§ 14a bis 14d sowie § 18a samt 
Überschriften und die Überschrift des dritten Abschnitts in der Fassung der PatVG-Novelle 2018, BGBl. I 
Nr. 12/2019, treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

(4) § 14d in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 105/2024 tritt mit dem der Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft. 

Übergangsbestimmung 

§ 18a. Die Frist des § 7 Abs. 1 gilt auch für Patientenverfügungen, die zum Zeitpunkt des Inkraft-tretens der 
PatVG-Novelle 2018, BGBl. I Nr. 12/2019, bereits errichtet waren. 

Vollziehung 

§ 19. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin für Justiz betraut. 


